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Übersicht über die Änderungen des Gesetzes über die kommunalen Eigenbetriebe im Land Sachsen-Anhalt 
 
 

EigBG 
derzeitige Fassung 

 
Änderungen 

 

§ 1 
Anwendungsbereich 

 
Kommunen im Sinne von § 1 Abs. 1 des Kommunalverfassungsgesetzes können 
Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit als Eigenbetriebe nach Maßgabe 
des § 128 des Kommunalverfassungsgesetzes führen, wenn deren Art und Umfang 
eine selbständige Wirtschaftsführung rechtfertigen. 
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Kommunen im Sinne von § 1 Abs. 1 des Kommunalverfassungsgesetzes können 
Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit als Eigenbetriebe nach Maßgabe 
des § 128 des Kommunalverfassungsgesetzes führen, wenn deren Art und Umfang 
eine selbständige Wirtschaftsführung rechtfertigen. Gemeinden betreffende Rege-
lungen dieses Gesetzes gelten für die übrigen Kommunen im Sinne von § 1 Abs. 1 
des Kommunalverfassungsgesetzes entsprechend.  

 

§ 5  
Betriebsleitung 

 
(1) Der Gemeinderat bestimmt die Betriebsleitung auf Vorschlag des Betriebsaus-
schusses im Einvernehmen mit dem Bürgermeister oder der Bürgermeisterin. Die 
Bestellung kann zeitlich begrenzt werden. 
 
(2) Die Betriebsleitung besteht aus einer oder mehreren Personen. Besteht die Be-
triebsleitung aus mehreren Personen, bestellt der Gemeinderat im Einvernehmen mit 
dem Bürgermeister oder der Bürgermeisterin eine von ihnen zum Ersten Betriebslei-
ter oder zur Ersten Betriebsleiterin. 
 
(3) Die Geschäftsverteilung innerhalb der Betriebsleitung regelt die Geschäftsord-
nung. Die Geschäftsordnung beinhaltet eine bindende Vertretungsregelung für die 
Mitglieder der Betriebsleitung. Die sonstige Geschäftsverteilung regelt die Betriebslei-
tung. 
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§ 8  
Betriebsausschuß 

 
(1) Für die Angelegenheiten des Eigenbetriebes ist ein beschließender Ausschuß 
(Betriebsausschuß) zu bilden. 
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(2) Der Betriebsausschuß besteht aus den nach Maßgabe des § 46 GO LSA zu be-
stimmenden Mandatsträgern sowie mindestens einer beim Eigenbetrieb beschäftig-
ten Person. Die Zahl der Beschäftigten darf jedoch ein Drittel aller Mandatsträger des 
Betriebsausschusses nicht übersteigen. Das Nähere bestimmt die Betriebssatzung. 
Bei Eigenbetrieben mit weniger als fünf Beschäftigten kann auf einen Vertreter der 
Beschäftigten im Betriebsausschuss verzichtet werden. Der Bürgermeister oder die 
Bürgermeisterin oder ein von ihm oder ihr namentlich bestimmter Vertreter oder eine 
von ihm oder ihr namentlich bestimmte Vertreterin ist stimmberechtigter Vorsitzender 
oder stimmberechtigte Vorsitzende des Betriebsausschusses. 
 
(3) Die beim Eigenbetrieb beschäftigten Vertreter oder Vertreterinnen der Bedienste-
ten werden durch die Personalvertretung vorgeschlagen und vom Gemeinderat be-
stellt. Kommt eine Einigung über deren Bestellung nicht zustande, finden die Vor-
schriften über die Bestimmung der Mandatsträger nach Absatz 2 entsprechende 
Anwendung. Die von der Personalvertretung eingereichte Vorschlagsliste umfaßt 
mindestens doppelt soviel Vorschläge wie Vertreter oder Vertreterinnen zu bestellen 
sind. Der Gemeinderat kann die Vorschlagsliste ergänzen. 
 
(4) Der Bürgermeister oder die Bürgermeisterin muß Beschlüssen des Betriebsaus-
schusses widersprechen, wenn er oder sie der Auffassung ist, daß diese rechtswidrig 
sind. Der Bürgermeister oder die Bürgermeisterin kann ihnen widersprechen, wenn 
übergeordnete Belange der Gemeinde entgegenstehen. Der Widerspruch ist inner-
halb von 14 Tagen schriftlich einzulegen und zu begründen. Er hat aufschiebende 
Wirkung. Die Angelegenheit ist daraufhin unverzüglich dem Gemeinderat zur Ent-
scheidung vorzulegen. Unbeschadet dessen richtet sich die Beschlußfassung und 
das weitere Verfahren im Betriebsausschuß nach den Vorschriften des Kommunal-
verfassungsgesetzes. 
 
(5) Für mehrere Eigenbetriebe der Gemeinde kann ein gemeinsamer Betriebsaus-
schuß gebildet werden. 
 
(6) Die Betriebsleitung nimmt an den Sitzungen des Betriebsausschusses mit bera-
tender Stimme teil. Sie ist auf Verlangen verpflichtet, zu den Beratungsangelegenhei-
ten Stellung zu nehmen und Auskünfte zu erteilen. 

 

(2) Der Betriebsausschuß besteht aus den nach Maßgabe des § 46 GO LSA 47 
KVG LSA zu bestimmenden Mandatsträgern sowie mindestens einer beim Eigenbe-
trieb beschäftigten Person. Die Zahl der Beschäftigten darf jedoch ein Drittel aller 
Mandatsträger des Betriebsausschusses nicht übersteigen. Das Nähere bestimmt 
die Betriebssatzung. Bei Eigenbetrieben mit weniger als fünf Beschäftigten kann auf 
einen Vertreter der Beschäftigten im Betriebsausschuss verzichtet werden. Der 
Bürgermeister oder die Bürgermeisterin oder ein von ihm oder ihr namentlich be-
stimmter Vertreter oder eine von ihm oder ihr namentlich bestimmte Vertreterin ist 
stimmberechtigter Vorsitzender oder stimmberechtigte Vorsitzende des Betriebs-
ausschusses. 
 
(3) Die beim Eigenbetrieb beschäftigten Vertreter oder Vertreterinnen der Bediens-
teten werden durch die Personalvertretung vorgeschlagen und vom Gemeinderat 
bestellt. Kommt eine Einigung über deren Bestellung nicht zustande, finden die 
Vorschriften über die Bestimmung der Mandatsträger nach Absatz 2 entsprechende 
Anwendung. Die von der Personalvertretung eingereichte Vorschlagsliste umfaßt 
mindestens doppelt soviel Vorschläge wie Vertreter oder Vertreterinnen zu bestellen 
sind. Der Gemeinderat kann die Vorschlagsliste ergänzen. 
 
(4) Der Bürgermeister oder die Bürgermeisterin muß Beschlüssen des Betriebsaus-
schusses widersprechen, wenn er oder sie der Auffassung ist, daß diese rechtswid-
rig sind. Der Bürgermeister oder die Bürgermeisterin kann ihnen widersprechen, 
wenn übergeordnete Belange der Gemeinde entgegenstehen. Der Widerspruch ist 
innerhalb von 14 Tagen schriftlich einzulegen und zu begründen. Er hat aufschie-
bende Wirkung. Die Angelegenheit ist daraufhin unverzüglich dem Gemeinderat zur 
Entscheidung vorzulegen. Unbeschadet dessen richtet sich die Beschlußfassung 
und das weitere Verfahren im Betriebsausschuß nach den Vorschriften des Kom-
munalverfassungsgesetzes. 
 
(5) Für mehrere Eigenbetriebe der Gemeinde kann ein gemeinsamer Betriebsaus-
schuß gebildet werden. 
 
(6) Die Betriebsleitung nimmt an den Sitzungen des Betriebsausschusses mit bera-
tender Stimme teil. Sie ist auf Verlangen verpflichtet, zu den Beratungsangelegen-
heiten Stellung zu nehmen und Auskünfte zu erteilen. 

 

§ 9  
Aufgaben des Betriebsausschusses 

 
(1) Der Betriebsausschuß bereitet alle Angelegenheiten des Eigenbetriebes vor, die 
der Entscheidung des Gemeinderates vorbehalten sind. Er überwacht die Geschäfts-
führung des Eigenbetriebes durch die Betriebsleitung. 
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(2) Soweit nicht nach § 10 der Gemeinderat oder nach § 6 die Betriebsleitung zu-
ständig ist, entscheidet der Betriebsausschuß. Insbesondere verbleibt beim Betriebs-
ausschuß die Entscheidung über 
 
1. die Festsetzung von Tarifen; § 45 Abs. 2 Nr. 6 des Kommunalverfassungsgeset-

zes finden insoweit keine Anwendung, 
 
2.  den Abschluß von Verträgen, ausgenommen einfache Geschäfte der laufenden 

Betriebsführung, 
 
3.  die Verfügung über Vermögen des Eigenbetriebes innerhalb der gemäß § 45 Abs. 

2 Nr. 7 des Kommunalverfassungsgesetzes festgelegten Grenzen, 
 
4.  die Festsetzung der allgemeinen Lieferbedingungen, 
 
5.  Vorschlag des Wirtschaftsprüfers oder der Wirtschaftsprüferin nach § 142 Abs. 2 

des Kommunalverfassungsgesetzes, 
 
6.  die Geschäftsordnung nach § 5 Abs. 3, 
 
7.  sonstige wichtige Angelegenheiten des Eigenbetriebes. 
 
Die in Satz 2 Nrn. 2 bis 6 genannten Gegenstände sind in nichtöffentlicher Sitzung zu 
behandeln. 
 
(3) Durch Betriebssatzung können 
 
1.  die Zuständigkeiten des Betriebsausschusses näher bestimmt, 
2.  Aufgaben nach Absatz 2 Satz 2 Nrn. 2 und 3 ganz oder teilweise der Betriebslei-

tung übertragen, 
3.  Aufgaben nach Absatz 2 Satz 2 Nrn. 4, 5 und 7 der Entscheidung des Gemeinde-

rates vorbehalten  
 
werden. 

 

(2) Soweit nicht nach § 10 der Gemeinderat oder nach § 6 die Betriebsleitung zu-
ständig ist, entscheidet der Betriebsausschuß. Insbesondere verbleibt beim Be-
triebsausschuß die Entscheidung über 
 
1.  die Festsetzung von Tarifen; § 45 Abs. 2 Nr. 6 des Kommunalverfassungsge-

setzes finden insoweit keine Anwendung, 
 
2.  den Abschluß von Verträgen, ausgenommen einfache Geschäfte der laufenden 

Betriebsführung, 
 
3.  die Verfügung über Vermögen des Eigenbetriebes innerhalb der gemäß § 45 

Abs. 2 Nr. 7 des Kommunalverfassungsgesetzes festgelegten Grenzen, 
 
4.  die Festsetzung der allgemeinen Lieferbedingungen, 
 
5. Vorschlag des Wirtschaftsprüfers oder der Wirtschaftsprüferin nach § 142 Abs. 

2 des Kommunalverfassungsgesetzes, 
 
6.  die Geschäftsordnung nach § 5 Abs. 3, 
 
7.  sonstige wichtige Angelegenheiten des Eigenbetriebes. 
 
Die in Satz 2 Nrn. 2 bis 6 genannten Gegenstände sind in nichtöffentlicher Sitzung 
zu behandeln. 
 
(3) Durch Betriebssatzung können 
 
1.  die Zuständigkeiten des Betriebsausschusses näher bestimmt, 
2.  Aufgaben nach Absatz 2 Satz 2 Nrn. 2 und 3 ganz oder teilweise der Betriebs-

leitung übertragen, 
3.  Aufgaben nach Absatz 2 Satz 2 Nrn. 1, 4, 5 und 7 der Entscheidung des Ge-

meinderates vorbehalten 
 
werden. 

 

§ 16 
Wirtschaftsplan 

 
(1) Für jedes Wirtschaftsjahr ist rechtzeitig vor dessen Beginn ein Wirtschaftsplan 
aufzustellen. Dieser ist dem Haushaltsplan der Gemeinde beizufügen. Der Wirt-
schaftsplan besteht 
 
1.  aus dem Erfolgsplan, der alle voraussehbaren Erträge und Aufwendungen enthält 
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und entsprechend der Gewinn- und Verlustrechnung nach § 275 des Handelsge-
setzbuches zu gliedern ist, 

 
2.  aus dem Vermögensplan, der alle vermögenswirksamen Einnahmen und Ausga-

ben aus Anlageänderungen und aus der Kreditwirtschaft im Wirtschaftsjahr sowie 
die notwendigen Verpflichtungsermächtigungen enthält, 

 
3.  aus der Stellenübersicht, die alle im Wirtschaftsjahr erforderlichen Stellen für 

Angestellte und Arbeiter enthält; werden Beamte beim Eigenbetrieb beschäftigt, 
so sind sie im Stellenplan der Gemeinde zu führen und in der Stellenübersicht 
nachrichtlich anzugeben. 

 
(2) Der Wirtschaftsplan ist unverzüglich zu ändern, wenn sich im Laufe des Wirt-
schaftsjahres zeigt, dass trotz Ausnutzung von Sparmöglichkeiten 
 
1.  das Jahresergebnis sich gegenüber dem Erfolgsplan erheblich verschlechtern 

wird und diese Verschlechterung eine Änderung des Vermögensplanes bedingt 
oder zu einer Inanspruchnahme der kommunalen Gebietskörperschaft führt, 

2.  zum Ausgleich des Vermögensplanes erheblich höhere Kredite erforderlich wer-
den, 

3.  im Vermögensplan weitere Verpflichtungsermächtigungen vorgesehen werden 
sollen oder 

4.  eine erhebliche Vermehrung oder Hebung der in der Stellenübersicht vorgesehe-
nen Stellen erforderlich wird; dies gilt nicht für eine vorübergehende Einstellung 
von Aushilfskräften. 

 
(3) Der an den Haushalt der Gemeinde abzuführende Jahresgewinn oder der aus 
dem Haushalt der Gemeinde abzudeckende Jahresverlust ist in den Haushaltsplan 
der Gemeinde aufzunehmen. 
 
(4) Der Wirtschaftsplan ist mit dem Teil im Bekanntmachungsorgan des Eigenbetrie-
bes bekannt zu machen, der die Festsetzungen des Gesamtbetrages der Erträge und 
Aufwendungen des Erfolgsplanes, der Einnahmen und Ausgaben des Vermögens-
planes sowie der Kredit- und Verpflichtungsermächtigungen, des Höchstbetrages des 
Kassenkredites, des Zweckverbandsumlagebedarfes und der Verteilung der Zweck-
verbandsumlagen auf die Zweckverbandsmitglieder enthält. Der gesamte Wirt-
schaftsplan einschließlich des Erfolgs- und Vermögensplanes sowie der Stellenüber-
sicht ist an sieben Tagen öffentlich auszulegen; in der Bekanntmachung ist auf die 
Auslegung hinzuweisen. Enthält der Wirtschaftsplan genehmigungspflichtige Teile, 
darf er erst nach der Genehmigung öffentlich bekannt gemacht werden. 

 

hält und mindestens entsprechend der Gewinn- und Verlustrechnung nach § 
275 des Handelsgesetzbuches zu gliedern ist mit der Maßgabe, dass nach or-
dentlichen und außerordentlichen Positionen zu differenzieren ist,  

2.  aus dem Vermögensplan, der alle vermögenswirksamen Einnahmen und Aus-
gaben aus Anlageänderungen und aus der Kreditwirtschaft im Wirtschaftsjahr 
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dem Haushalt der Gemeinde abzudeckende Jahresverlust ist in den Haushaltsplan 
der Gemeinde aufzunehmen. 
 
(4) Der Wirtschaftsplan ist mit dem Teil im Bekanntmachungsorgan des Eigenbe-
triebes bekannt zu machen, der die Festsetzungen des Gesamtbetrages der Erträge 
und Aufwendungen des Erfolgsplanes, der Einnahmen und Ausgaben des Vermö-
gensplanes sowie der Kredit- und Verpflichtungsermächtigungen, des Höchstbetra-
ges des Kassenkredites, des Zweckverbandsumlagebedarfes und der Verteilung 
der Zweckverbandsumlagen auf die Zweckverbandsmitglieder enthält. Der gesamte 
Wirtschaftsplan einschließlich des Erfolgs- und Vermögensplanes sowie der Stel-
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